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1. Antragstext 

Die Fraktion SP/Grüne beantragt folgenden Planungsbeschluss: 

Unter dem politischen Schwerpunkt 1 «Umwelt, Raum und Natur schützen» soll als weiteres Wir-

kungsziel aufgenommen werden: 

– Wirkungsziel: Hochwasserschutz 

– Priorität: 1 

– Massnahme: Vollzug Gefahrenkarte Renaturierung 

2. Begründung (Antragstext) 

3. Stellungnahme des Regierungsrates 

Der Antrag wird unserer Auffassung, nur die wichtigsten Ziele und Massnahmen in den Legislaturplan 

aufzunehmen, nicht gerecht. 

Die verlangte Ergänzung kann überdies unter dem bereits gesetzten Wirkungsziel 1.1. „hohe Lebens- 

und Wohnqualität“ mit der entsprechenden Massnahme „Entwicklungsschwerpunkte und Raumnutzung 

in Abstimmung mit der Umweltpolitik abstimmen“ subsumiert werden. 

Die kommunalen Gefahrenkarten werden zur Zeit auf Basis der vorhandenen kantonalen Gefahrenhin-

weiskarten in hoher Priorität von den Gemeinden erarbeitet. Sie werden voraussichtlich bis 2011 flä-

chendeckend für das ganze Kantonsgebiet vorliegen. 

Als Bestandteil des Leistungsauftrages „Umwelt“ wird in der PG „Wasser“ in den Jahren 

2006/2007 das kantonale Wasserbaukonzept, in Zusammenarbeit mit den Gemeinden, erarbeitet. In 

diesem werden die Fliessgewässer die priorisiert renaturiert resp. revitalisiert werden sollen, ausge-

wiesen. 
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4. Antrag des Regierungsrates 

Ablehnung. 

Dr. Konrad Schwaller 

Staatsschreiber 

Vorberatende Kommission 

Spezialkommission 

Verteiler 

Bau- und Justizdepartement 

Bau- und Justizdepartement (La) 

Bau- und Justizdepartement (br) 

Amt für Umwelt (2) 

Aktuarin Spezialkommission (scs) 

Parlamentsdienste 

Traktandenliste Kantonsrat 
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